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Konsultation 6/2022 (Mindestanforderungen an das Risikoma-
nagement) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Möglichkeit der Teilnahme an der laufenden Konsultation danken wir 
Ihnen. Gegen eine Veröffentlichung unserer Stellungnahme bestehen keine Be-
denken. 

Vorab erlauben wir uns den Hinweis, dass ebenso wie die bisherige Fassung der 
Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) auch die Vorschriften 
der geplanten Novellierung dem Grunde nach nicht auf die Gruppe der Wertpapi-
erinstitute anwendbar sind, die mit Inkrafttreten des Wertpapierinstitutsgesetzes 
(WpIG) im Jahre 2021 aus dem Kreditwesengesetz (KWG) „herausgelöst“ wurden 
und für die auch die Regelungen der §§ 25a und 25b KWG mithin nicht mehr gel-
ten. 

Zur geplanten Novellierung des MaRisk-Rundschreibens nehmen wir wie folgt 
Stellung: 

1. Was den Bereich „Handel im Homeoffice“ (BTO 2.2.1 Tz. 3 und 4) be-
trifft, ist es zu begrüßen, dass hinsichtlich der Sicherstellung stö-
rungsfreier Handelsaktivitäten künftig nicht mehr die Anwesenheit 
in den Geschäftsräumen, sondern der IT-Zugang zu den Handels-
plattformen entscheidend sein soll und damit Handelsaktivitäten im 
Homeoffice dauerhaft zugelassen werden. Insoweit ist es auch kon-
sistent, dass die entsprechenden aufsichtlichen Anforderungen für 
Handelsaktivitäten in den Geschäftsräumen künftig gleichermaßen 
für Tätigkeiten im Homeoffice gelten – auch unabhängig von zwi-
schenzeitlichen Sonderregelungen im Zuge Pandemiebekämpfung. 
Die genaue Aufstellung und Umsetzung entsprechender Regelungen, 
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wie sie die MaRisk vorgeben, findet auf der Grundlage interner Vor-
gaben der Institute statt.  

2. Hinsichtlich des neuen Abschnitts zu den „Anforderungen an Model-
le“ (AT 4.3.5) halten wir es für zweckmäßig, dies zunächst eng an den 
Vorgaben der EBA-Leitlinien (Abschnitte 4.3.3 und 4.3.4) zu orientieren 
und insoweit auf das Kreditrisikomanagement (Kreditvergabe und 
Kreditwürdigkeitsprüfung) abzustellen. Diese Anforderungen so-
gleich auf „alle Modelle, die im Risikomanagement verwendet wer-
den“, zu erstrecken – wie im Rahmen der anstehenden Novellierung 
der MaRisk seitens der deutschen Aufsicht vorgesehen –, erscheint 
verfrüht und dürfte einer ungewünschten unterschiedlichen materil-
len Umsetzung der in Rede stehenden EBA-Vorgaben Vorschub leis-
ten. 

3. Der im Rahmen der Novellierung der MaRisk geplante Hinweis zur 
„Analyse des Geschäftsmodells“ (Erläuterungsteil zu AT 4.2 Tz. 1) er-
scheint u.E. recht allgemein gefasst und lässt daher einen erhebli-
chen Interpretationsspielraum zu. Hier wird sich in der Praxis zeigen, 
welche Anforderungen seitens der Wirtschaftsprüfer an die neuen 
Vorgaben gestellt werden – wobei dann unbedingt der Proportionali-
tätsgrundsatz einzuhalten und die Besonderheiten der einzelnen In-
stitute maßvoll zu berücksichtigen ist. 

4. Die Anforderungen an die „Berücksichtigung von ESG-Risiken“ (Erläu-
terungsteil zu AT 2.2 Tz. 1) sehen u.a. vor, bei der Beurteilung der Aus-
wirkungen solcher Risiken „verschiedene plausible, aus wissenschaft-
lichen Erkenntnissen abgeleitete Szenarien zugrunde zu legen“. – 
Hier sind wir der Meinung, dass ein solch generelle Anforderung 
nicht mit dem in der Vorbemerkung der MaRisk (AT 1 Tz. 2) normier-
ten Proportionalitätsprinzip vereinbar ist, da es den Instituten hier 
faktisch versagt wird, rein interne Modelle zur Erfassung von ESG-
Risiken zu implementieren bzw. zu verwenden – eine solche Möglich-
keit sollte aber zumindest bei kleineren und mittelgroßen Instituten 
bestehen. Ein solches Petitum rechtfertig sich auch vor dem Hinter-
grund der vielfach noch unbestimmten, aber teilweise bereits aus-
ufernden externen Veröffentlichungen zur Ermittlung und Beherr-
schung von ESG-Risiken, deren sachgerechte „Zugrundelegung“ für 
die eigene Risikobewertung zahlreicher Institute schlechterdings un-
verhältnismäßig erscheint. 

5. Die geplante Neufassung der „Allgemeinen Anforderungen an die Ri-
sikoberichte“ (BT 3.1 Tz. 1 und Erläuterungsteil) sieht eine Berichter-
stattung an die Geschäftsleitung über die „Geschäftslage und die Ri-
sikosituation“ vor und geht insoweit offenbar von zwei getrennten 
Berichten aus („hierfür zu erstellenden Berichte sind …“; „Die Berichte 
müssen auf …“), die dann ggf. auch jeweils „eine Beurteilung der Risi-
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kosituation zu enthalten“ hätte. Hiermit würden letztlich Zuständig-
keiten bzw. Anforderungen an die Controlling- und die Risikocontrol-
ling-Funktion begründet und ggf. „vermengt“. – Hier erscheint eine 
Klarstellung zweckmäßig, dass den hier normierten Anforderungen 
an die Berichterstattung auch im Wege der Erstellung eines Berichts 
Genüge getan ist, wenn die materiellen Vorgaben der Regelung dabei 
eingehalten werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jutta Harloff       Dr. Hans Mewes 
Arbeitsgruppe MaRisk      Justiziar 


